Lastenausgleich

Der Lastenausgleich (seit 1949 fast 140 Milliarden DM/ 70 Milliarden Euro für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegssachschäden) war eine eindrucksvolle Hilfsaktion, ein Entschädigungswerk im westlichen Teil Deutschlands, das nach Art und Umfang als einzigartig gilt und auf den Anträge von der Nachkriegszeit bis zum 31. Dezember 1995 gestellt werden konnte. 

Sein Ziel: Den Menschen, die durch den Zweiten Weltkrieg Hab und Gut verloren hatten, wirtschaftlich wieder auf die Beine zu helfen und ihnen die wirtschaftliche Eingliederung zu erleichtern. Er galt den Heimatvertriebenen, den Flüchtlingen und den Sachgeschädigten. Er sollte ihre Kriegs- und Kriegsfolgelasten von denen mittragen lassen, die nichts oder nur einen Teil ihres Eigentums verloren hatten. Diese mussten daher für den Lastenausgleich der Geschädigten aufkommen. 

Zahlen mussten die Eigentümer von Grundstücken, Häusern und sonstigem Vermögen, aber auch Schuldner, bei denen die Währungsreform von 1948 die Schuldensumme bis auf einen kleinen Teil reduziert hatte. Alles zusammen ergab die Lastenausgleichsabgabe. Das Aufkommen der Schuldner fiel aber nicht sonderlich ins Gewicht, was diese Menschen nur unnötig verarmen ließ. Gesammelt wurden die Abgaben im Ausgleichsfonds. 

Die Geschädigten erhielten aber nur für den Verlust kleiner Vermögen vollen Ersatz, und zwar, wenn der nach dem Gesetz berechnete Vermögenswert unter 5000 Reichsmark oder Ostmark lag. Betrug er 10.000 Mark, gab es nur rund 80 Prozent davon, bei 60.000 Mark nur 33, bei 100.000 Mark nur 25, bei 1 Million Mark nur 8 bis 9 Prozent, darüber nur bis 6,5 Prozent. 
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